
 

 

 

 

 

 

EINLADUNG 
zur Einwohnergemeindeversammlung 

Burg 

 
 

 

 

 

  

Donnerstag, 7. Juni 2018, 20.00 Uhr, im Gemeindesaal Burg 

Beachten Sie, dass sich der Stimmrechtsausweis auf der Rücksei-

te dieser Broschüre befindet. Dieser ist abzutrennen und den 

Stimmenzählenden vor Versammlungsbeginn zu übergeben. 
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Einleitung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Gemeinderat Burg lädt Sie zur Rechnungs-Gemeindeversammlung in den 

Gemeindesaal Burg, auf Donnerstag, 07. Juni 2018, 20.00 Uhr, ein. Wir freuen uns, 

wenn Sie zahlreich an den Verhandlungen teilnehmen, damit die Beschlüsse 

endgültig gefasst werden können. Ab 19.30 Uhr empfangen wir Sie gerne zu ei-

nem Begrüssungsapéro. 

 

Traktandenliste 

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Gemeindeversammlung vom 

23. November 2017 

2. Genehmigung des Rechenschaftsberichtes 2017 

3. Abnahme der Rechnung 2017 der Einwohnergemeinde Burg 

4. Genehmigung der Kreditabrechnung „Sanierung Turnhalle“ 

5. Genehmigung der Kreditabrechnung „Gesamtrevision Nutzungsplanung 

Siedlung und Kulturland 

6. Zustimmung zum Beitritt zum Gemeindeverband "Kreisschule aargauSüd" mit 

gleichzeitiger Genehmigung der Satzungen 

7. Genehmigung der neuen Satzungen des Abwasserverbandes Oberwynental 

AOW, gültig ab 1. Januar 2019 

8. Genehmigung des Projektes Einführung Frühbetreuung und erweiterter Mit-

tagstisch ab Beginn des Schuljahres 2018/2019 

9. Verschiedenes und Umfrage 

 

 

 

Weitere Informationen 

Die Unterlagen zu den einzelnen Sachgeschäften können vom 24. Mai 2018 bis 

07. Juni 2018 zu den ordentlichen Bürostunden bei der Gemeindekanzlei Menzi-

ken eingesehen werden. 

 

Das ausführliche Rechnungsbüchlein können Sie während der Auflagefrist bei 

der Finanzverwaltung Menziken anfordern. 
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Die Rechte der Stimmberechtigten an der Gemeindeversammlung  
 

Anspruch auf rechtzeitiges Aufbieten 

 

Spätestens 14 Tage vor der Gemeindeversammlung sind die Stimmberechtigten 

vom Gemeinderat durch Zustellung der Stimmrechtsausweise und der Traktan-

denliste mit den Anträgen und allfälligen Erläuterungen aufzubieten. Die Akten 

werden in der Gemeindekanzlei Menziken öffentlich aufgelegt (§ 23 Abs. 1 Ge-

meindegesetz). 

 

Recht auf Durchführung einer geheimen Abstimmung 

 

Ein Viertel der in der Versammlung anwesenden Stimmberechtigten kann ge-

heime Abstimmung verlangen (§ 27 Abs. 2 Gemeindegesetz). 

 

Antragsrecht 

 

Jede und jeder Stimmberechtigte hat das Recht, zu den in der Traktandenliste 

aufgeführten Sachgeschäften Anträge zur Geschäftsordnung und zur Sache zu 

stellen (§ 27 Abs. 1 Gemeindegesetz).  

Anträge zur Geschäftsordnung sind sog. formelle Anträge (z.B. Rückweisungsan-

trag); Anträge zur Sache sind solche materieller Natur (z.B. Änderungs- bzw. Er-

gänzungsantrag). 

 

Vorschlagsrecht (Überweisungsantrag) 

 

Jede und jeder Stimmberechtigte ist befugt, der Versammlung die Überweisung 

eines neuen Gegenstandes an den Gemeinderat zum Bericht und Antrag vorzu-

schlagen. Stimmt die Versammlung einem solchen Antrag (Überweisungsantrag) 

zu, hat der Gemeinderat den betreffenden Gegenstand zu prüfen und auf die 

Traktandenliste der nächsten Versammlung zu setzen. Ist dies nicht möglich, so 

sind der Versammlung die Gründe darzulegen (§ 28 Gemeindegesetz).  

Diese Antragstellung hat unter dem Traktandum „Verschiedenes“ zu erfolgen. 

Anträge sind jeweils 7 Tage vor der Gemeindeversammlung per E-Mail zuzustel-

len. 

 

Anfragerecht 

 

Alle Stimmberechtigten können zur Tätigkeit der Gemeindebehörden und der 

Gemeindeverwaltung Anfragen stellen. Diese sind sofort oder an der nächsten 

Versammlung zu beantworten. Daran kann sich eine allgemeine Aussprache 

anschliessen (§ 29 Gemeindegesetz).  

Das Anfragerecht wird unter dem Traktandum „Verschiedenes“ ausgeübt. 
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Abschliessende Beschlussfassung 

 

Die Gemeindeversammlung entscheidet über die zur Behandlung stehenden 

Sachgeschäfte abschliessend, wenn die beschliessende Mehrheit wenigstens 

ein Fünftel der Stimmberechtigten ausmacht (§ 30 Gemeindegesetz). 

 

Publikation der Versammlungsbeschlüsse 

 

Alle Beschlüsse der Gemeindeversammlung werden ohne Verzug am folgenden 

Dienstag im Wynentaler-Blatt (amtliches Publikationsorgan) und auf der Home-

page veröffentlicht (§ 26 Abs. 2 Gemeindegesetz). 

 

Fakultatives Referendum 

 

Nicht abschliessend gefasste positive und negative Beschlüsse der Gemeinde-

versammlung sind der Urnenabstimmung zu unterstellen, wenn dies von einem 

Fünftel der Stimmberechtigten innert dreissig Tagen, gerechnet ab Veröffentli-

chung, schriftlich verlangt wird (§ 31 Abs. 1 Gemeindegesetz).  

Unterschriftenlisten (Bogen) können zusammen mit einem Merkblatt bei der 

Gemeindekanzlei bezogen werden. 

 

Referendumsabstimmung an der Urne 

 

Ist gegenüber einem Versammlungsbeschluss das Referendum zustande ge-

kommen, so entscheidet die Gesamtheit der Stimmberechtigten an der Urne 

(§ 33 Abs. 1 Gemeindegesetz).  

Der Urnenabstimmung unterliegen in allen Fällen (obligatorisches Referendum) 

die Änderung der Gemeindeordnung, Beschlüsse über Änderungen im Bestand 

von Gemeinden und solche auf Einführung der Organisation mit Einwohnerrat 

(§ 33 Abs. 2 Gemeindegesetz). 

 

Beschwerderecht 

 

Gegen Beschlüsse der Gemeindeversammlung kann gemäss den §§ 106 ff Ge-

meindegesetz beim Departement Volkswirtschaft und Inneres Beschwerde ge-

führt werden (Frist 10 Tage). 

 

Initiativrecht 

 

Durch begründetes schriftliches Begehren kann ein Zehntel der Stimmberechtig-

ten die Behandlung eines Gegenstandes in der Versammlung verlangen. 

Gleichzeitig kann die Einberufung einer ausserordentlichen Versammlung ver-

langt werden (§ 22 Abs. 2 Gemeindegesetz).  

Unterschriftenlisten (Bogen) können zusammen mit einem Merkblatt bei der 

Gemeindekanzlei bezogen werden. 
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Protokoll der Einwohnergemeindever-

sammlung vom 23. November 2017 

 

 

 

 

 

 
Das Kurzprotokoll der letzten Einwohnergemeindeversammlung lautet wie folgt: 

 

Präsenz: 

Stimmberechtigte 549 

Quorum für die abschliessende Beschlussfassung (1/5) 110 

Anwesend sind 42 

Stimmbeteiligung 8 % 

 

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Einwohnergemeindeversammlung 

vom 15. Juni 2017 

2. Bewilligung eines Verpflichtungskredites von Fr. 95‘000.00 für die Migration 

der Leitungskataster Wasser und Abwasser und das Erfassen und Aufbereiten 

der fehlenden Hausanschlüsse 

3. Genehmigung des unter Vorbehalt der Zustimmung durch die Einwohner-

gemeindeversammlung mit der Erbengemeinschaft des Rupp Heinz abge-

schlossenen Kaufvertrages über die Liegenschaft Parzelle 134, Schlossgraben 

4. Genehmigung des Reglements über die Unterstützungsbeiträge an die fami-

lienergänzende Kinderbetreuung der Gemeinde Burg 

5. Beratung und Genehmigung des Budgets 2018 der Einwohnergemeinde mit 

einem Gemeindesteuerfuss von 122 % 

 

Die Beschlüsse der Einwohnergemeindeversammlung sind nach unbenütztem 

Ablauf der Referendumsfrist am 28. Dezember 2017 rechtskräftig geworden. 

 

Das vollständige Verhandlungsprotokoll kann während der öffentlichen Auflage 

durch die Stimmberechtigten eingesehen werden. 

 

Antrag 
 

Der Gemeinderat beantragt die Genehmigung des Protokolls. 

 

 

TRAKTANDUM 1 

TRAKTANDUM 1 
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Genehmigung des 

Rechenschaftsberichtes 2017 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemäss § 37 Abs. 2 lit. c) des Gemeindegesetzes hat der Gemeinderat die 

Pflicht, alljährlich einen Rechenschaftsbericht über die Gemeindeverwaltung 

zuhanden der Gemeindeversammlung zu erstellen. Der Rechenschaftsbericht 

2017 wurde wie üblich in schriftlicher Form erstellt, wird aber aus Kostengründen 

nicht abgedruckt. 

 

Der Bericht kann während der Aktenauflage vom 24. Mai bis 7. Juni 2018 in der 

Gemeindekanzlei Menziken eingesehen oder auf der Homepage der Gemein-

de www.burg.ch/news eingesehen oder heruntergeladen werden. Gedruckte 

einzelne Exemplare kann man bei der Gemeindekanzlei bestellen: 

E-Mail: kanzlei@burg-ag.ch.  

 

 

Antrag 
 

Der Gemeinderat beantragt, den Rechenschaftsbericht 2017 der Einwohner-

gemeinde zu genehmigen. 

 

 

 

 

 

TRAKTANDUM 2 

TRAKTANDUM 2 
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Abnahme der Rechnung 2017 

der Einwohnergemeinde 
 

 

Die Rechnung 2017 der Einwohnergemeinde Burg 

schliesst mit einem Ertragsüberschuss von 

Fr. 139‘372.48 ab. Der Mehrbetrag konnte als Einlage 

ins Eigenkapital gebucht werden.  

 

Die Gesamtsteuersollstellung beträgt Fr. 2‘200‘857.40 (Vorjahr Fr. 2‘172‘693.30) 

und liegt um Fr. 15‘857.40 über dem budgetierten Steuersoll.  

 

Als Folge der starken Steuerrückgänge in den Vorjahren hat die Gemeinde Burg 

im Jahr 2017 total Fr. 335‘105.00 aus dem kantonalen Finanzausgleichsfonds er-

halten.  

 

Der Zusammenzug der Erfolgsrechnung zeigt folgendes Bild: 

 

Nettoaufwand Rechnung 

2017 

Budget 

2017 

Rechnung 

2016 

0. ALLGEMEINE VERWALTUNG 563‘666 547‘300 595‘074 

1. ÖFFENTLICHE ORDNUNG UND 64‘286 86‘800 76‘184 

2. BILDUNG 1‘207‘237 1‘291‘200 1‘102‘851 

3. KULTUR, SPORT UND FREIZEIT 73‘845 81‘600 81‘912 

4. GESUNDHEIT 71‘819 94‘300 108‘800 

5. SOZIALE SICHERHEIT 334‘094 596‘300 917‘557 

6. VERKEHR 215‘975 236‘200 133‘879 

7. UMWELTSCHUTZ/RAUMORDNUNG 115‘820 59‘000 58‘678 

8. VOLKSWIRTSCHAFT -19‘260 -18‘400 -16‘755 

9. FINANZEN UND STEUERN -2‘627‘482 -2‘974‘300 -3‘058‘180 

 

Die Nettoinvestitionen der Einwohnergemeinde betrugen Fr. 495‘965.00, bei den 

Spezialfinanzierungen Wasser und Abwasser waren es Fr. 349‘795.00. 

Die Finanzkommission hat alle Rechnungen geprüft. Mit den weiteren Akten lie-

gen auch die Originalrechnungen mit den Belegen und dem Bericht der Finanz-

kommission während den ordentlichen Bürostunden bei der Gemeindekanzlei 

zur Einsichtnahme auf. Die detaillierte Rechnung kann unter www.burg-ag.ch 

heruntergeladen oder bei der Abteilung Finanzen bezogen werden. 

  

TRAKTANDUM 3 

TRAKTANDUM 3 
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Antrag 
 

Gemeinderat und Finanzkommission beantragen die Genehmigung der Rech-

nung 2017 der Einwohnergemeinde. Den Verantwortlichen sei Entlastung zu er-

teilen. 

  



 Einladung Juni 2018  10 

 

 

 

 

Genehmigung der Kreditabrechnung „Sanierung Turnhalle“  
 

 

 

Die Gemeindeversammlung hat am 28. November 2014 den Verpflichtungskre-

dit von Fr. 870‘000.00 für die Sanierung der Turnhalle bewilligt. Die Abteilung Fi-

nanzen legt folgende Kreditabrechnung vor: 

Bruttoanlagekosten 

 

Ausgaben gemäss Investitionsrechnung 2016 Fr. 640‘639.95 

Ausgaben gemäss Investitionsrechnung 2017 Fr. 207‘878.56 

Bruttoanlagekosten Fr. 848‘518.51 

 

 

Kreditvergleich 

 

Verpflichtungskredit Fr. 870‘000.00 

Bruttoanlagekosten Fr. 848‘518.51 

Kreditunterschreitung Fr 21‘481.49 

 

 

TRAKTANDUM 4 

TRAKTANDUM 4 



 Einladung Juni 2018  11 

 

Nettoinvestitionen 

 

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern Fr. 848‘581.51 

Einnahmen Fr. 0.00 

Nettoinvestitionen Fr.  848‘581.15 

  

 

Begründung für die Kreditunterschreitung 

 Die Aufträge konnten dank der straffen Bauführung durch die Burger Archi-

tektur und Partner AG zu günstigen Konditionen in den meisten Fällen an Un-

ternehmer in der Gemeinde und Region erteilt werden.  

 Es konnten Arbeiten durch das Bauamt und den Hauswart erledigt werden, 

wie z.B. am Vorplatz zwischen Parkplatz und Haupteingang und an elektri-

schen Installationen. 

 

 

Antrag 
 

Die Gemeindeversammlung möge die Kreditabrechnung für die Sanierung der 

Turnhalle genehmigen und den verantwortlichen Organen Entlastung erteilen. 
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Genehmigung der Kreditabrechnung „Gesamt-

revision Nutzungsplanung Siedlung und Kultur-

land“  
 

 

 

 

Für die Gesamtrevision Nutzungsplanung Siedlung und 

Kulturland hat die Gemeindeversammlung folgende 

Kredite bewilligt:  

 

 

 

Verpflichtungskredit vom 17. Juni 2011 Fr. 90‘000.00 

Zusatzkredit vom 11. Juni 2015 Fr. 40‘000.00 

Total Verpflichtungskredit Fr. 130‘000.00 

  

Die Abteilung Finanzen legt folgende Kreditabrechnung vor: 

 

Bruttoanlagekosten 

 

Ausgaben gemäss Investitionsrechnung 2011 Fr. 2‘205.90 

 2012 Fr.  51‘823.15 

 2013 Fr. 23‘864.30 

 2014 Fr. 26‘796.70 

 2015 Fr. 14‘160.65 

 2016 Fr. 12‘253.75 

 2017 Fr. 6‘238.35 

Bruttoanlagekosten  Fr. 137‘342.80 

 

Kreditvergleich 

 

Verpflichtungskredit Fr. 130‘000.00 

Bruttoanlagekosten Fr. 137‘342.80 

Kreditüberschreitung Fr 7‘342.80 

 

Nettoinvestitionen  

 

Bruttoanlagekosten ohne bezogene Vorsteuern Fr. 137‘342.80 

Einnahmen (Subventionen) Fr. 28‘552.00 

Nettoinvestitionen Fr.  108‘790.80 

TRAKTANDUM 5 

TRAKTANDUM 5 
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Begründung für die Kreditüberschreitung 

 

- Ergänzend zur Gesamtrevision wurden folgende Grundlagen erarbeitet: 

Leitbild räumliche Entwicklung, Entwicklungsstrategie Ortskern, Bauinventar, 

Naturschutzinventar, Gemeindeprofil. 

 

- Die kantonalen Auflagen für zwingende Auszonungen führten zu einem er-

heblichen Mehraufwand bei der Erledigung von Einwendungen. 

 

- Die Arbeiten für den kantonalen Richtplan fielen in die Zeit der Gesamtrevisi-

on und führten zu einem zusätzlichen Aufwand. 

 

 

Antrag 
 

Die Gemeindeversammlung wolle die Kreditabrechnung für die Gesamtrevision 

Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland genehmigen und den verantwortli-

chen Organen Entlastung erteilen. 
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Zustimmung zum Beitritt zum Gemein-

deverband «Kreisschule aargauSüd» mit 

gleichzeitiger Genehmigung der Sat-

zungen. 
 

 

 

 

 

 

 

Ausgangslage 

 

Mit der Volksabstimmung über das revidierte Schulgesetz im März 2000 wurde 

die Regionalisierung der Oberstufe (REGOS) angenommen. Der Kanton hat die 

Umsetzung im Jahr 2014 beschlossen und den Oberstufenzentren bis August 

2022 Zeit gegeben, den gesetzlichen Auflagen nachzukommen. Diese legen 

fest, dass ein Schulstandort mindestens sechs einklassig geführte Real- und Se-

kundarschulabteilungen und/oder sechs Bezirksschulabteilungen umfassen 

muss. Diese Vorgabe und die sinkenden Schülerzahlen haben zur Folge, dass die 

Schulen im Gebiet aargauSüd nicht gleich wie bis anhin weitergeführt werden 

können. Daher soll aus den bisherigen Kreisschulen Homberg und Mittleres Wy-

nental sowie den Oberstufenschulen von Menziken und Burg eine Kreisschule 

aargauSüd werden. Darin werden die Oberstufenschulen der Gemeinden Bein-

wil am See, Birrwil, Burg, Gontenschwil, Leimbach, Menziken, Oberkulm, Reinach, 

Teufenthal, Unterkulm und Zetzwil zusammengeschlossen. Mit der Bildung einer 

einzigen Kreisschule aargauSüd können die kantonalen Vorgaben ohne zusätz-

liche Investitionen in Schulanlagen umgesetzt werden. 

 

 

Neue Satzungen 

 

Die vorliegenden Satzungen stellen die „Verfassung“ der neuen Kreisschule dar. 

Sie regeln die Grundsätze. Mit ihren jeweiligen Vertretungen in Kreisschulrat und 

Kreisschulpflege sind die Verbandsgemeinden nach Annahme der Satzungen 

direkt am weiteren Aufbau der neuen Kreisschule aargauSüd beteiligt.  

  

TRAKTANDUM 6 

TRAKTANDUM 6 
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a) Ziele und Vorteile einer neuen Kreisschule aargauSüd 

 

Die Schulorganisation ist neu. Unverändert steht eine möglichst hohe Schulquali-

tät an erster Stelle. Leider lässt sich aufgrund der kantonalen Vorgaben der Be-

zirksschulstandort in Menziken nicht mehr halten. Die frei werdenden Schulräume 

sind jedoch Bestandteil der neuen Kreisschule. Doch kann mit der neuen Kreis-

schule und den jetzt vorliegenden Schülerzahlen sichergestellt werden, dass je 

eine Bezirksschule in Reinach und Unterkulm geführt werden kann. Das Angebot 

der Sekundar- und Realschule bleibt in den Schulanlagen von Menziken, Ober-

kulm, Reinach und Unterkulm breit abgestützt. Damit wird sichergestellt, dass die 

Schülerinnen und Schüler keine unnötig langen Schulwege in Kauf nehmen müs-

sen. Eine grössere Schule kann auf allen Schulstufen ein breiteres Angebot an 

Freifächern und weiteren Aktivitäten sowie spezielle Fördermassnahmen anbie-

ten. 

 

b) Schulstandorte 

 

Das Schulgesetz unterscheidet zwischen den organisatorischen Begriffen Schul-

standort und Schulanlage. Ein Oberstufenstandort umfasst mindestens sechs Ab-

teilungen, welche aber auf verschiedene Schulanlagen verteilt werden können. 

In den Satzungen werden entsprechend nur die Oberstufenstandorte Menziken, 

Reinach und Unterkulm aufgeführt. Auf die Aufzählung möglicher Schulanlagen 

wird verzichtet.  

 

c) Zuteilung der Schülerinnen und Schüler 

 

Kreisschulpflege und Schulleitung haben die Abteilungen ausgeglichen zu füh-

ren und die Zuteilungen der Schülerinnen und Schüler zu den Standorten und 

Schulanlagen sinnvoll vorzunehmen. Die Satzungen nennen in einer nicht ab-

schliessenden Aufzählung die Distanz von Wohnsitz zu Schulort, den Schulweg 

(insbesondere Schulwegsicherheit), die öffentlichen Verkehrsverbindungen, die 

Kontinuität des Schulbesuches am gleichen Ort, die sozialen Beziehungen und 

Bindungen sowie schulorganisatorische Gründe als Zuteilungskriterien. 

 

d) Mitbestimmung der Gemeinden 

 

Die neue Kreisschule wird vom Kreisschulrat und von der Kreisschulpflege gelei-

tet.  

 

Im Kreisschulrat sind sämtliche Verbandsgemeinden mit je einer Stimme vertre-

ten. Er fällt Grundsatzentscheide. Die Mitglieder werden von ihrem Gemeinderat 

gewählt.  

 

Die Kreisschulpflege (strategische Schulführung) wird aus sieben durch den Kreis-

schulrat auf Antrag der jeweiligen Gemeinderäte gewählten Mitgliedern beste-

hen, wobei einerseits der regionalen Verteilung (Seetal, oberes und mittleres 

Wynental) und anderseits der Gemeindegrösse verhältnismässig Rechnung ge-
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tragen wird. Zu einer der ersten Aufgaben der Kreisschulpflege wird die Wahl der 

Schulleitung (operative Schulführung) gehören. Alle weiteren personellen Ent-

scheide der Kreisschule aargauSüd obliegen der Kreisschulpflege. Die Satzun-

gen sehen vor, dass die Anstellungsverträge der bisherigen Lehrpersonen, unter 

Voraussetzung ihres Einverständnisses, von der neuen Kreisschule übernommen 

werden.  

 

e) Finanzen 

 

Eine hohe Schulqualität sichert eine gute Ausbildung in Bezirks-, Sekundar- und 

Realschule. Sie bildet damit ein solides Fundament für den Einstieg in das Berufs-

leben oder weiterführende Ausbildungen. Eine hohe Schulqualität hat aber un-

verändert ihren Preis. Mit grossen Einsparungen kann deshalb nicht gerechnet 

werden, es sei denn, man wolle wesentliche Einschnitte bei der Schulqualität in 

Kauf nehmen.  

 

 

 

Rund 45 % der finanziellen Aufwände sind Fixkosten (mehrheitlich Löhne der 

Lehrpersonen), welche unabhängig von einem Zusammenschluss anfallen. Le-

diglich 15 % sind variable Kosten, wie beispielsweise Schul- und Büromaterial. 

Entsprechend ist das Potential für Kosteneinsparungen gering. Den grössten Ein-

fluss auf die Schulgeldkosten haben die Anlagekosten (Schulanlagen und deren 

Infrastruktur), welche rund 40 % des Schulgeldes ausmachen. 

7% 

3% 

7% 

44% 

39% 

Kostenblöcke einer Kreisschule 

übriger Aufwand

Büromaterial/Betriebsaufwand/IT/
Fotokopierer

Lehrmittel, Unterrichtshilfsmittel,
Entsch. Schulämter,
Schulreisen/Lager

Anteil Lehrerlöhne inkl. SL

Mietkosten (Anlagekosten)
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Die Satzungen regeln, dass die Schulzimmer einen Standard gemäss den kanto-

nalen Empfehlungen aufweisen müssen, ansonsten wird der Standortgemeinde 

der Wert für die Schulgeldberechnung reduziert, bis die notwendigen Investitio-

nen getätigt wurden.  

 

Die neuen Satzungen gewährleisten, dass die Kosten für alle Schülerinnen und 

Schüler gleich und unabhängig von Standort und Schulstufe ausfallen werden. 

Das Schulgeld wird voraussichtlich leicht günstiger sein. Die in den Satzungen 

vorgesehene Kontrollstelle, gebildet aus drei Mitgliedern aus den Finanzkommis-

sionen der Gemeinden, wird nicht nur die Rechnung des Verbandes, sondern 

auch die Schulgeldberechnung prüfen. 

 

Mit der kantonalen „Neuressourcierung der Volksschule“ wird ab 2020/21 ein 

neues Finanzierungsmodell eingeführt. Damit werden, vereinfacht gesagt, nicht 

mehr pro Abteilung (Schulklasse) kantonale Beiträge ausgerichtet. Neu wird vom 

Kanton eine Pauschale pro Schülerin bzw. Schüler berechnet. Die mit der „Neu-

ressourcierung der Volksschule“ zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel kön-

nen in einer grösseren Schulorganisation effizienter eingesetzt werden.  

 

Zustandekommen der neuen Kreisschule aargauSüd 

 

Die neue Kreisschule kommt zustande, wenn je die Mehrheit der Gemeinden der 

bisherigen Kreisschulen (Kreisschule Homberg: Beinwil am See, Birrwil, Gonten-

schwil, Leimbach, Reinach und Zetzwil; Kreisschule mittleres Wynental: Oberkulm, 

Teufenthal und Unterkulm) zustimmen. Zusätzlich müssen die drei Standortge-

meinden Menziken, Reinach und Unterkulm zustimmen. Sind beide Vorausset-

zungen erfüllt, werden die bisherigen Kreisschulen per 31.  Dezember 2019 auf-

gelöst. Dem neuen Kreisschulverband treten die zustimmenden Gemeinden bei. 

Nicht zustimmende Gemeinden werden fortan die Oberstufe vollständig – auch 

ohne Unterstützung des Kantons – auf eigene Kosten führen müssen. In einem 

solchen Fall muss davon ausgegangen werden, dass der Kanton für diese Ge-

meinden die Zuteilung zu einer Kreisschule verfügen wird.  

 

Schülerinnen und Schüler starten erstmals im August 2020 ihr Schuljahr unter Füh-

rung der neuen Kreisschule aargauSüd. 

 

 

Antrag 
 

Der Gemeinderat beantragt Zustimmung zum Beitritt zum Gemeindeverband 

"Kreisschule aargauSüd" mit gleichzeitiger Genehmigung der Satzungen. 
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Genehmigung der neuen Satzungen 

des Abwasserverbandes Oberwynen-

tal AOW, 

gültig ab 1. Januar 2019 
 

 

 

 

 

1. Letzte Anpassung der Satzungen 2008 

Die bisher gültigen Satzungen des AOW stammen aus dem Jahr 2008. Sie 

wurden damals aufgrund des Neuanschlusses der ehemaligen ARA Winon: 

Beromünster, Gunzwil und Neudorf, heute alle Gemeinde Beromünster, 

angepasst. 

 

 

2. Hauptgründe für die notwendige Satzungs-Revision 

- Bevorstehender Neuanschluss der ARA Gontenschwil, bzw. der 

Gemeinden Gontenschwil und Zetzwil an den AOW 

- Erweiterung des Verbandseigentums durch Übernahme von 

Gemeindeanlagen 

 

 

2.1. Anschluss der Gemeinden Gontenschwil und Zetzwil an den AOW 

 

Am 1. Januar 2019 wollen Gontenschwil und Zetzwil dem AOW beitreten und 

ihren Verband auflösen. Die Aufnahme der neuen Gemeinden in den AOW ist 

für beide Partner von Vorteil. Einerseits wäre die Investition für eine Sanierung 

und technische Aufrüstung der bestehenden Kläranlage in Gontenschwil 

wesentlich höher als die Kosten des Anschlusses an die ARA Reinach, anderseits 

entlastet das finanzielle Mittragen von weiteren Gemeinden die bisherigen 

Verbandsmitglieder. 

 

Gontenschwil und Zetzwil werden ab 2019 Miteigentümer einer der modernsten 

Kläranlagen der Schweiz, in der auch schon die vierte Reinigungsstufe zur 

Elimination der sogenannten Mikroverunreinigungen realisiert wurde. Damit 

entfällt für sie auch die seit 2016 jährlich an den Bund zu zahlende 

Abwasserabgabe von über CHF 30'000.- (Fr. 9.- pro Einwohner). 

 

TRAKTANDUM 7 

TRAKTANDUM 7 
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Bei der Gesamtsanierung der ARA Reinach wurde genügend Reservekapazität 

geschaffen, sodass die Mehrbelastung durch das Abwasser von rund 3’500 

Einwohnern und örtlichen Gewerbebetrieben ohne zusätzliche Investition 

bewältigt werden kann.  

 

Der Einkauf in die ARA Reinach belastet die beiden Gemeinden zusammen mit 

etwa 3,5 Mio Franken (excl. MWSt). Die definitive Berechnung erfolgt nach 

Vorliegen der Bauabrechnung im Laufe 2018.  

Die Investitionskostenverteilung erfolgt für die bisherigen und die neuen 

Gemeinden gleichermassen nach Massgabe der angeschlossenen Einwohner 

per 31. Dezember 2017, wobei auch die relevanten Industrie- und grösseren 

Gewerbebetriebe in den Standortgemeinden berücksichtigt werden. 

 

 

2.2  Erweiterung der Verbandskanalisation durch die Eigentumsübernahme von 

Regenentlastungsbauten, Pumpwerken und Kanälen aus Gemeindebesitz 

durch den AOW 

 

Auf Basis des in den Jahren 2013 – 2016 erstellten generellen 

Entwässerungsplanes für das Verbandsgebiet haben Vorstand und 

Gemeinderäte beschlossen, das Eigentum des Verbandes neu einheitlich zu 

definieren, dh: alle Regenüberlaufbecken (RÜB) im Verbandsgebiet, die 

Pumpwerke (PW) an den Sammelkanälen sowie die Leitungen ab diesen bis 

zum nächsten Verbandskanal zur ARA bilden neu, zusammen mit den bisherigen 

verbandseigenen Aussenlagen und Kanälen, die Verbandskanalisation. Die sich 

bisher im Gemeindebesitz befindlichen derartigen Anlagen und Leitungen 

werden per 1. Januar 2019 ins Eigentum des Verbandes übertragen. Die 

Überschreibung der Anlagen erfolgt unentgeltlich. 

 

Durch eine Zustandsprüfung der zu übertragenden Anlagen und Leitungen wird 

sichergestellt, dass in den übernommenen Anlagen und Kanälen während 

mindestens zehn Jahren, keine grösseren Reparaturen oder Sanierungen 

notwendig werden. Bei der Kontrolle vor der Übernahme festgestellte Mängel 

oder baulich/technisch notwendige Nachrüstungen müssen noch durch die 

bisherigen Besitzer vorgenommen werden. Gemäss Gemeinde-GEP noch 

fehlende Anlagen sind, in Abstimmung mit dem Verband, durch die dafür 

zuständigen Gemeinden zu bauen. Sie werden anschliessend dem AOW 

übergeben. Die Kosten dieser Massnahmen gehen zu Lasten der jeweils 

zuständigen Gemeinden. 

 

Nach dem Eigentumsübergang liegt die Verantwortung für Betrieb, Unterhalt, 

künftige Reparaturen und Erneuerungen in der Verbandskanalisation beim 

AOW. Die dafür anfallenden Kosten werden nach Kostenteilerreglement den 

Verbandsgemeinden belastet. 

 

Die einheitliche Regelung für die Aussenwerke (RÜB/PW) erlaubt deren Anschluss 

an das neue Leitsystem der ARA. Sie werden durch die ARA zentral 
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bewirtschaftet und in gutem Betriebszustand gehalten. Bei grösseren 

Regenfällen kann durch Steuerung der Entleerung eine bessere Auslastung und 

Reduktion des Überlaufs in die Gewässer bewirkt werden. 

 

Das neue Verbandseigentum ist in den Anhängen 1 und 2 der neuen Satzungen 

2019 ausgewiesen, das Kostenteilerreglement im Anhang 3. 

 

3.  Was ist neu in den Satzungen 2019? 

3.1 Allgemeine Hinweise 

 

Der Verband aargauischer Abwasserreinigungsanlagen (VARA) hat vor kurzem 

in Zusammenarbeit mit dem Kanton Mustersatzungen für die ARA’s erarbeitet. 

Diese liegen den neuen Satzungen des AOW zu Grunde. Der Entwurf der 

Satzungen 2019 wurde vom Gemeinde-Rechtsdienst der Kantone vorgeprüft. 

Im Folgenden werden die substantiellen Anpassungen der Satzungen kurz 

erläutert, rein textliche, gesetzliche oder formelle Änderungen werden nicht 

kommentiert. Der ganze Satzungsentwurf kann bei der Gemeinde online 

abgerufen oder mit den übrigen Unterlagen zur Gemeindeversammlung 

eingesehen werden. 

 

 

3.2 Hinweise auf wichtige Änderungen oder Neuerungen  in verschiedenen 

Paragraphen 

 

§ 2 Mitgliedschaft 

Durch Fusionen von Luzerner Gemeinden nahm die Zahl der 

Verbandsgemeinden in den letzten Jahren ab, während gleichzeitig die 

Einwohnerzahlen deutlich zunahmen. 

Neu gehören auch die Gemeinden Gontschwil und Zetzwil mit gegen 

3'500 Einwohnern zum Abwasserverband Oberwynental, womit dem AOW ab 

1. Januar 2019 folgende acht Verbandsgemeinden angehören: 

Kanton Aargau: Burg, Leimbach, Gontenschwil, Menziken, Reinach, Zetzwil - 

Kanton Luzern: Beromünster, Rickenbach 

 

§ 5 Eigentumsverhältnisse 

Der Übersichtplan (Anhang 1 der Satzungen) sowie die Tabelle (Anhang 2) 

zeigen das neue Verbandseigentum, wie es vorstehend in Pkt. 2.2 im Grundsatz 

beschrieben und mit den Gemeinden vereinbart wurde. 

 

§ 7 Beschlussfassung durch Gemeinden 

Dieser neue Artikel hält fest, welche den Verband betreffende Beschlüsse durch 

die Gemeindeversammlungen zu fassen sind. 

 

§ 8, 11, 12 Vorstand  

Diese Paragraphen ersetzen diverse bisherige Artikel und regeln Wahl, 

Konstituierung, Entschädigung, Amtsdauer, Aufgaben des Vorstandes sowie die 
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Vertretung des Verbandes gegen Aussen genauer als bisher und schaffen eine 

klare Kompetenzordnung. 

 

§ 9 Geschäftsordnung Vorstand 

Neu wird hier festgelegt, dass es für die Verhandlungsfähigkeit an 

Vorstandssitzungen der Anwesenheit der absoluten Mehrheit der 

Vorstandsmitglieder und von zwei Dritteln der Gemeindestimmen bedarf. Zur 

Gültigkeit von Vorstandsbeschlüssen ist eine Zweidrittels-Mehrheit der 

Gemeindestimmen notwendig. 

 

§ 10 Gemeindestimmen 

Neu beträgt die Summe der Stimmrechte aller Verbandsgemeinden zusammen 

100 Prozente (bisher 50 %). Sie wurden im Verhältnis der per 31. Dezember 2017 

erhobenen Anzahl angeschlossener Einwohner der Verbandsgemeinden 

festgelegt. 

 

§ 13 Kontrollstelle 

Neu ist vorgesehen, dass eine ausgewiesene externe Revisionsfirma mit der 

Rechnungsprüfung des AOW beauftragt wird. 

 

Die interne Kontrollstelle bleibt bestehen. Sie besteht aus drei von den 

Gemeinden delegierten Mitgliedern. Sie stützt sich auf den Bericht der externen 

Prüfung ab. Das Schwergewicht ihrer Prüfung liegt in der Kontrolle der 

Budgeteinhaltung, der Umsetzung der Vorstandsbeschlüsse durch die 

Geschäftsführung, Überprüfung von Geschäftsprozessen usw. 

 

§ 14 – 15 Geschäftsführung und Werksleitung 

Neue Paragraphen regeln Pflichten, Aufgaben und Veranwortung von 

Geschäftsführung und Werksleitung. Sie schaffen klare Zuständigkeiten im 

Verband und im betrieblichen Ablauf.  

 

§ 16 – 17 Referendum, Initiativrecht und Auskunftsrecht 

Hier sind die gesetzlich vorgeschriebenen Rechte der Stimmberechtigten 

beschrieben. 

 

§ 21 Beschaffung der finanziellen Mittel 

Wie bisher kennt der AOW keine langfristige Eigenfinanzierung. Der Verband 

beschafft sich die Mittel für den laufenden Betrieb und die Investitionen bei den 

angeschlossenen Gemeinden.  

 

§ 22 Kostenverteilschlüssel 

Der Grundsatz der verursachergerechten Kostenverteilung auf die 

Verbandsgemeinden bleibt unverändert. Die Art der Kostenschlüsselung auf die 

Gemeinden sind im Kostenteilerreglement (Anhang 3 der Satzungen) festgelegt. 

Sie basiert auf einer genauen Kostenrechnung für den Betrieb. Der Verteilung 

werden jeweils die Einwohnerzahlen per 31. Dezember des abeschlossenen 
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Betriebsjahres, der aktuelle Stand der Starkverschmutzer sowie die gemessene 

Belastung durch die relevanten Industriebetriebe zu Grunde gelegt. 

 

Aufgrund der in Pkt. 2.2 beschriebenen neuen Gleichstellung aller Gemeinden 

bei der Verbandskanalisation entfallen die in § 18 der Satzungen von 2008 

festgeschriebenen Prozentsätze für die Betriebskostenverteilung. 

 

4.  Zusammenfassung 

 

Der Abwasserverband hat in den letzten Jahren, zusammen mit den 

angeschlossenen Gemeinden, mit grossen Investitionen ihre Kläranlage im 

Reinacher Moos auf den neuesten technischen Stand gebracht.  

 

Die Region darf auf Pionierleistungen stolz sein wie: Ozonung und Filterung zur 

Elimination von Mikroverunreinigungen im Abwasser, Biogaseinspeisung ins 

Erdgasnetz, Wärmerückgewinnung aus dem Abwasser zur Beheizung von 

Anlagen und Gebäuden sowie Schlammtrocknung zur namhaften Reduktion 

(ca. 80 %) der Schlammtransporte in die Verbrennungsanlagen.  

 

Die ARA Reinach gilt momentan als eine der schweizweit modernsten 

Kläranlagen und findet das Interesse zahlreicher Fachleute. Die Abrundung des 

Verbandseigentums durch Vereinheitlichung der Verbandskanalisation von 

Neudorf bis Gontenschwil sowie die zentrale Bewirtschaftung aller Aussenwerke 

tragen zusätzlich zur Verbesserung der Wasserqualität der Wyna bei.  

 

Zwei weitere Gemeinden der Region treten dem AOW bei und leiten ab 2019 

das Abwasser in die ARA Reinach ein. Auch sie profitieren von der hohen 

Reinigungsqualität und dies erst noch bei deutlich niedrigeren Betriebskosten 

pro Einwohner.  

 

Die neuen Satzungen bilden die Realität unseres Verbandes ab und schaffen 

die Voraussetzungen, den heute gut aufgestellten Abwasserverband auch in 

Zukunft erfolgreich führen zu können. Sie ersetzen die Satzungen aus dem Jahr 

2008. 

 

 

Antrag 

 

Der Gemeinderat beantragt die Genehmigung der Satzungen 2019 des 

Abwasserverbandes Oberwynental – AOW. 
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Genehmigung des Projektes für die Ein-

führung Frühbetreuung und erweiterter 

Mittagstisch ab dem Schuljahr 

2018/2019 
 

 

 

 

 

 

Gestützt auf die kantonalen Vorgaben hat der Gemeinderat der Gemeinde-

versammlung vom 23. November 2017 das Reglement über die Unterstützungs-

beiträge an die familienergänzende Kinderbetreuung vorgestellt. Mit dem von 

der Gemeindeversammlung genehmigten Reglement wurde die sogenannte 

Subjektfinanzierung nach Norm-Kostenmodell eingeführt. Dieses ermöglicht es 

den Eltern, die Anspruch auf einen Finanzierungsbeitrag haben, ihr Kind einer 

Kindertagesstätte ihrer Wahl anzuvertrauen. Das Reglement tritt auf Beginn des 

Schuljahres 2018/2019 in Kraft. 

 

Auf entsprechende Anfrage an der Gemeindeversammlung vom 23. November 

2017 wurde vonseiten des Gemeinderates in Aussicht gestellt, die bestehende 

Regelung für den Mittagstisch zu überarbeiten. Gestützt auf die Vorarbeiten der 

Arbeitsgruppe unter Führung von Ursula Friederich, Gemeinderätin und Madel-

eine Rogger unterbreitet der Gemeinderat der Gemeindeversammlung neue 

Grundlagen für die Frühbetreuung und den Mittagstisch. 

 

 

1. Frühbetreuung und Mittagstisch 

 

Die Gemeinde Burg erfreut sich eines Bevölkerungswachstums mit Familien mit 

Kindern. Mit einem erweiterten Angebot in den Bereichen Frühbetreuung und 

Mittagstisch können Eltern Beruf und Familie besser unter einen Hut bringen. Die 

Frühbetreuung und der Mittagstisch ergänzen sich ideal. Die Gemeinde Burg 

positioniert sich damit als familien- und kinderfreundliche Gemeinde.  

 

 

2. Angebote 

 

Mittagstisch: Die Gemeinde Burg bietet im Rahmen der Tagesstrukturen einen 

betreuten Mittagstisch an. Das Angebot steht allen Kindern, welche den Kinder-

TRAKTANDUM 8 

TRAKTANDUM 8 
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garten resp. die Schule in Burg besuchen, das ganze Schuljahr (ab 13. August 

2018 bis 05. Juli 2019) offen, jedoch nicht in den Schulferien und an Feiertagen.  

Der betreute Mittagstisch kann jeweils von Montag bis Freitag von 11.45 - 13.30 

Uhr beansprucht werden. Unter der Leitung einer ausgebildeten Köchin wird für 

alle Kinder und Mitarbeiterinnen gekocht. Eine ausgewogene, saisongerechte 

Ernährung der Kinder ist uns sehr wichtig. Die Kosten pro kindergerechtes Mit-

tagessen mit Betreuung betragen: Fr. 9.00. Die Betreuung erfolgt durch erfahre-

ne Mitarbeiterinnen.  

 

Betreute Frühstunden: Die Gemeinde Burg bietet neu im Rahmen der Tagesstruk-

turen betreute Frühstunden an. Das Angebot steht allen Kindern, welche den 

Kindergarten bzw. die Schule in Burg besuchen, das ganze Schuljahr (ab 13. Au-

gust 2018 bis 05. Juli 2019) offen, jedoch nicht in den Schulferien und an Feierta-

gen.  

 

Die Frühbetreuung kann jeweils am Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag 

und Freitag von 06.30 - 08.00 Uhr beansprucht werden. Die Frühbetreuung kostet 

Fr. 6.00 ohne Frühstück bzw. Fr. 9.00 mit Frühstück. Die Betreuung erfolgt durch er-

fahrene Mitarbeiterinnen.  

 

3. Kosten 

 

Der Businessplan weist folgende Hauptposten auf: 

 

Frühbetreuung 4 Kinder 

Ausgaben   Fr. 11‘300.00 

Löhne Fr. 10‘100.00 

Verpflegung Fr. 1‘200.00 

Einnahmen   Fr. 7‘020.00 

Defizit Frühbetreuung   Fr. 4‘280.00 

 

Mittagstisch 6 Kinder 

Ausgaben   Fr. *34‘300.00 

Löhne Fr. 28‘000.00 

Verpflegung Fr. 6‘300.00 

Einnahmen    Fr. 10‘530.00 

Defizit Mittagstisch   Fr. 23‘770.00 

*inkl. Fr. 1‘000.00 Reserve 

 

Einmalige Aufwendungen für Anschaffungen  Fr. 1‘750.00 

Gefrierschrank Fr. 600.00 

Holzbänkli Fr. 250.00 

Spielsachen, Truhe Fr. 200.00 

Diverses Fr. 700.00 
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Zusammenfassung 

 

Die Zusammenführung des neuen Angebotes gemäss kantonalem Gesetz über 

die familienergänzende Kinderbetreuung und des erweiterten Angebotes für die 

Frühbetreuung und den Mittagstisch auf Beginn des Schuljahres 2018/2019 

kommt den Interessen der Familien mit Kindern entgegen.  

 

Der Gemeinderat ist sich der schwachen Finanzlage der Gemeinde Burg be-

wusst. Er richtet sein Hauptaugenmerk deshalb auf nachhaltige Investitionen 

und hält sich bei den laufenden (Konsum)Ausgaben nach Möglichkeit zurück. 

Die Frühbetreuung und der Mittagstisch belasten die laufende Rechnung pro 

Jahr mit rund Fr. 28‘000.00. Das vorgeschlagene Modell erlaubt ein qualitativ 

hochstehendes Angebot bei einer fairen Kostenbeteiligung der Eltern und es 

darf davon ausgegangen werden, dass die guten Erfahrungen zu einer höheren 

Teilnehmerzahl führen werden. Dieser Erfolg wiederum könnte sich zukünftig 

günstig auf die Kosten auswirken. 

 

Die Erfahrungen mit den neuen Angeboten werden laufend mit einer Erfolgskon-

trolle erfasst. Sollte sich herausstellen, dass die Angebote nicht oder zu wenig 

beansprucht werden, behält sich der Gemeinderat vor, die Angebote entspre-

chend zu ändern, zu reduzieren oder zu streichen. 

 

 

Antrag 
 

Die Gemeindeversammlung möge dem Projekt für die Einführung Frühbetreu-

ung und erweiterter Mittagstisch ab dem Schuljahr 2018/2019 zustimmen. 
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Verschiedenes und Umfrage 

 

 

Jede stimmberechtigte Person kann zur Tätig-

keit der Gemeindebehörde und der Gemein-

deversammlung Anfragen stellen. Zudem sind 

Stimmberechtigte befugt, der Versammlung 

die Überweisung eines neuen Gegenstandes 

an den Gemeinderat zum Bericht und An-

trag, vorzuschlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5736, Burg, im Mai 2018 Gemeinderat Burg 
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Termine 

 

 

Rechnungsgemeindeversammlung Einwohner 
 

Donnerstag, 07. Juni 2018, 20.00 Uhr, Gemeindesaal 

Burg 

 

 

Rechnungsgemeindeversammlung Ortsbürger 
 

Donnerstag, 07. Juni 2018, anschl. an die Einwohnergemeindeversammlung, 

Gemeindesaal Burg 

 

 

Neuzuzügertreffen 

 

Samstag, 22. September 2018, 14.00 Uhr, Gemeindehaus Burg 

 

 

Budgetgemeindeversammlung Einwohner 
 

Donnerstag, 22. November 2018, 20.00 Uhr, Gemeindesaal Burg 

 

 

Budgetgemeindeversammlung Ortsbürger 
 

Donnerstag, 22. November 2018, anschl. an die Einwohnergemeindeversamm-

lung, Gemeindesaal Burg 

 

 

Neujahrsapéro 
 

Dienstag, 1. Januar 2019, 16.00 Uhr, Gemeindesaal Burg 

 

 

Abstimmungsdaten 
 

10. Juni 2018 

23. September 2018 

25. November 2018 
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